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SITZUNGSNIEDERSCHRIFT 

Sitzung Öffentliche Sitzung im Sitzungssaal des Rathauses 

Beschlussorgan Stadtrat 
Sitzungstag 23.07.2015 

Beginn 16:00 Uhr 
Ende 18:00 Uhr 

I. Ladung der Mitglieder des Beschlussorgans 

Der erste Bürgermeister eröffnete die Sitzung und stellte fest, dass zu der heutigen 
Sitzung des Stadtrates alle 30 Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden. Einwände 
dagegen wurden nicht vorgetragen. Es waren zur Sitzung erschienen: 

Erster Bürgermeister Klaus Ritter 
und die Stadtratsmitglieder: 

Bauregger Matthias Jobst Johann 
Biermaier Ernst Kneffel Hans 
Czepan Martin Kusstatscher Herbert 
Dangschat Hans-Peter Liebetruth Gabriele 
Danner Johannes Obermeier Paul 
Danzer Thomas Schroll Reinhold 
Dorfhuber Günther Seitlinger Bernhard 
Dzial Günter Stoib Christian 
Dr. Elsen Michael Unterstein Konrad 
Gampert-Straßhofer Stefanie Wildmann Alfred 
Gerer Christian Winkels Gerti 
Gineiger Margarete Winkler Josef 
Gorzel Roger Winkler Reinhard 
Haslwanter Andrea (bis 17:30 Uhr) Zembsch Helga 
Hübner Rosemarie Ziegler Ernst 

Nicht erschienen war(en): Grund (un)entschuldigt: 

II. Beschlussfähigkeit des Beschlussorgans 

Der erste Bürgermeister stellte die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest und 
erkundigte sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung; es wurden keine Einwände 
vorgetragen. 
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III. Tagesordnung 

1. Erlass einer Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellung von 
Stellplätzen und deren Ablösung der Stadt Traunreut (Stellplatzsatzung) 

2. Vorstellung der Planungen der CIMA für die weitere Zusammenarbeit 

3. Einrichtung eines Projektfonds und mögliche Maßnahmen 

4. „Weiterführendes 7000-Eichen-Projekt“ – Planung und Finanzierung 

5. Erweiterung und Änderung des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ im Bereich 
des Grundstückes Flur-Nr. 1163/12, Gemarkung Traunreut, zwischen Hofer 
Straße 11 und Wertstoffhof; 
Behandlung der Anregungen – Satzungsbeschluss 
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IV. Beschlüsse 

1. Erlass einer Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellung 
von Stellplätzen und deren Ablösung der Stadt Traunreut (Stellplatz-
satzung) 

Antragsschreiben der Stadträte Biermaier und Gerer vom 17.12.2014 

„Als Wirtschaftsreferent sowie als Referent für Stadtentwicklung stellen wir den 
o.g. Antrag, der sowohl vom Wirtschaftsbeirat als auch von der ARGE Unterstüt-
zung findet, mit folgenden Korrekturen: 

Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze wird für die Nummer 3 der Satzung u. 
ff. 3.1 bis 3.4 der Anlage zu § 3 Abs.1 u.2 der Stellplatz- und Garagensatzung 
‚Verkaufsstätten‘, wie z.B. Läden, Waren- und Geschäftshäuser, für Verkaufsflä-
chen bis 300 qm auf die Hälfte reduziert, d.h. von bisher 1 Stellplatz pro ausge-
wiesener Verkaufsfläche ( lt. Anlage ) 0,5 Stellplätze. 

Dies betrifft in gleicher Weise die Nr. 6 u. ff. 6.1 bis 6.4, wie Gaststätten, Biergär-
ten und Hotels. 

Gültigkeit für folgende Bereiche in der Stadt: 

 Dieser Antrag beschränkt sich im Wesentlichen auf das Sanierungs-
Fördergebiet in der Kernstadt mit den Bereichen: 

 Rathausplatz/Kantstraße/Munastraße/Eichendorffstraße/Nansenstraße 
(siehe Anlage: Stadtplan) 

Gültig bei folgenden Veränderungen der Läden: 

 Neues Geschäft 
 Um- und Erweiterungsbau 

Gültig ab: 

Die neue modifizierte Satzung tritt ab Zustimmungstag in Kraft. 

Begründung: 
Der oftmals nicht mögliche erforderliche Stellplatznachweis in der Innenstadt 
bedeutet bei geplanten Geschäftseröffnungen oder Um- und Erweiterungsbauten 
eine große finanzielle Hürde, die solche Maßnahmen oft im Keim ersticken las-
sen. 
Für eine jetzt von der Stadt angestrebten Belebung (CIMA) gerade in den Berei-
chen des Sanierungsgebietes ist dies nun ein aktuell schwieriges Thema. Des-
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halb ist eine notwendige Korrektur der Satzung ein sinnvolles Instrument der 
Wirtschaftsförderung im Sinne der Stadt und ihrer Bürger.“ 

Der Stadtrat beschloss am 22.01.2015, dem oben genannten Antrag grundsätz-
lich zuzustimmen. Die Stadtverwaltung wurde damit beauftragt, eine neue Stell-
platzsatzung auszuarbeiten und dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Am 24.06.2015 befasste sich die Lenkungsgruppe mit dem Thema. Die Details 
der neuen Stellplatzsatzung wurden ausgearbeitet und vom Stadtrat mit Be-
schluss vom 25.06.2015 als Satzung erlassen. Die Lenkungsgruppe schloss sich 
dabei dem Vorschlag der Stadtverwaltung an, aus rechtlichen Gründen in die 
neue Satzung zunächst alle Regelungen aufzunehmen ohne die geplanten Son-
derregelungen für den Geltungsbereich der Sanierungssatzung. Für diese Son-
derregelungen soll nun der Stadtrat eine Änderungssatzung erlassen. Der Ent-
wurf der Änderungssatzung berücksichtigt nun die o.g. Wünsche der Antragstel-
ler. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Stadtrat erlässt eine Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellung 
von Stellplätzen und deren Ablösung der Stadt Traunreut (Stellplatzsatzung). Der 
dieser Niederschrift anliegende Satzungsentwurf ist Bestandteil dieses Beschlus-
ses. 

für 

8 
gegen 

2 Beschlussempfehlung: 

Der Stadtrat erlässt eine Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellung 
von Stellplätzen und deren Ablösung der Stadt Traunreut (Stellplatzsatzung). Der 
dieser Niederschrift anliegende Satzungsentwurf ist Bestandteil dieses Beschlus-
ses. 

für 

23 
gegen 

8 Beschluss: 

Der Stadtrat erlässt eine Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellung 
von Stellplätzen und deren Ablösung der Stadt Traunreut (Stellplatzsatzung). Der 
dieser Niederschrift anliegende Satzungsentwurf ist Bestandteil dieses Beschlus-
ses. 

2. Vorstellung der Planungen der CIMA für die weitere Zusammenarbeit 

Die Regierung von Oberbayern hat im Rahmen der Städtebauförderung – Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren – auch die Einrichtung eines Citymanagers für die 
Jahre 2014 bis 2015 bewilligt und eine Förderung in diesem Bereich zugesagt. 
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Der Stadtrat hat in seiner Sitzung im Oktober 2013 die CIMA Beratung + 
Management GmbH, München mit der Einrichtung eines Stadtmarketing mit 
dem Schwerpunkt Citymanagement beauftragt. 

Im Februar 2014 konnte z.B. ein Grundsatzbeschluss zur Einzelhandels-
entwicklung in der Stadt Traunreut durch die Einführung der „Traunreuter 
Sortimentsliste“ gefasst werden. 

In mehreren Bereichen hat die CIMA Beratungen z.B. bei Eigentümern, 
Ladenbesitzern und Interessenten für Ansiedlungen oder Investorenanfragen 
durchgeführt. 

Herr Guggemos stellte die Planungen der CIMA für eine weitere Zusammenar-
beit vor. 

Eine Beschlussfassung ist hierzu nicht erforderlich! 

3. Einrichtung eines Projektfonds und mögliche Maßnahmen 

Im Rahmen der Städtebauförderung – Aktive Stadt- und Ortsteilzentren – ist 
die Einrichtung eines Projektfonds zur Finanzierung von verschiedenen 
investiven und nicht-investiven Maßnahmen möglich. 
Die Stadt Traunreut hat hierzu bereits seit 2012 Haushaltsmittel in Höhe von 
10.000,-- € pro Jahr in den Haushalt eingestellt. 

Eine Leitlinie des Bayer. Staatsministerium des Inneren gibt als Anleitung die 
Rahmenbedingungen für diesen Projektfonds vor. (Die Leitlinie ist als Anlage 
diesem Protokoll beigefügt.) 

Wesentlich bei diesem öffentlich-privaten Projektfonds ist, dass auch Finanz-
mittel von privater Seite in Höhe von 50 % der festgelegten Summe in den 
Fonds fließen. Die anderen 50 % kämen dann von der Städtebauförderung 
(60 %) und der Kommune (40 %). 
Der öffentlich-private Fonds soll Ausdruck der gemeinsamen Verantwortung 
der lokalen Akteure für das Programmgebiet sein. 

In Traunreut wurde hierzu bisher nur einmal die Durchführung der Lichternacht 
mit diesem Fonds finanziert. 

Herr Gebhard stellt eine mögliche Projektfondsrichtlinie für die Stadt Traunreut 
vor. 

Der Projektfonds wird jährlich von der Programmgemeinde festgelegt. 
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Ein Steuerungsgremium z.B. die Lenkungsgruppe bestimmt gemäß den 
örtlichen Richtlinien über den Einsatz der Finanzmittel. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stadtrat erlässt eine Projektfondrichtlinie für die Stadt Traunreut. Der dieser 
Niederschrift anliegende Richtlinienentwurf ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

für 

9 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der Stadtrat erlässt eine Projektfondrichtlinie für die Stadt Traunreut. Der dieser 
Niederschrift anliegende Richtlinienentwurf ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

für 

31 
gegen 

0 Beschluss: 

Der Stadtrat erlässt eine Projektfondrichtlinie für die Stadt Traunreut. Der dieser 
Niederschrift anliegende Richtlinienentwurf ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

4. „Weiterführendes 7000-Eichen-Projekt“ – Planung und Finanzierung 

In seiner Sitzung am 23. Februar 2015 hat sich der Stadtrat zuletzt mit dem 
Thema beschäftigt und das damals vorgestellte „weiterführende 7000-Eichen-
Projekt“ gebilligt. Der Stadtrat beschloss weiterhin, nach Vorlage einer Kos-
tenschätzung, über die Bereitstellung der Haushaltsmittel zur Umsetzung des 
Projektes zu beschließen. 

Im Rahmen des ISEK (Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept) wurde 
eine Stärkung der Ost-Westachse durch die Stadt als Verbindung der vorhande-
nen kulturellen Einrichtungen zwischen DASMAXIMUM im Osten und dem k1 
bzw. weiteren möglichen kulturellen Einrichtungen in der Eichendorffstraße als 
erforderlich herausgearbeitet. 

Bei einer Besichtigung des Stadtrates im Kunstmuseum DASMAXIMUM im Jahr
2013 wurde durch die Leitung des Kunstmuseums die Möglichkeit der Überlas-
sung von Stelen aus Basaltstein, die ein Bestandteil dieses Projektes waren, in 
Aussicht gestellt. 

Das Projekt „7000 Eichen – Stadtverwaldung statt Stadtverwaltung ist ein Land-
schaftskunstwerk des Künstlers Joseph Beuys, das 1982 auf der documenta 7
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. 
Beuys pflanzte mit der Hilfe von freiwilligen Helfern im Verlauf mehrerer Jahre 
7000 Bäume zusammen mit jeweils einem begleitenden Basaltstein an unter-
schiedlichen Standorten in Kassel. 
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Das Projekt war im Hinblick auf die allgemeine Verstädterung eine umfangreiche 
künstlerische und ökologische Intervention mit dem Ziel, den urbanen Lebens-
raum nachhaltig zu verändern. Das anfangs umstrittene Projekt hat sich zu ei-
nem stadtbildprägenden Bestandteil des öffentlichen Raums der Stadt Kassel 
entwickelt. 
Im Jahr 1987 konnte das umfangreiche Projekt zur documenta 8 abgeschlossen 
werden.“(Quelle Wikipedia) 

23 Stück dieser Basaltstelen sind im Besitz des Kunstmuseums DASMAXI-
MIMUM und könnten in der Innenstadt von Traunreut aufgestellt werden. 

Die Regierung von Oberbayern, Städtebauförderung, sieht auch hierin eine gute 
Chance mit Kunst im öffentlichen Raum eine Besonderheit für Traunreut zu er-
reichen und hat eine Förderung in Aussicht gestellt 

Frau Prof. Beer wurde mit einer Feinplanung diese Projektes beauftragt. 

Frau Prof. Beer informiert über den aktuellen Sachstand. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stadtrat billigt das heute vorgestellte Konzept für das o.g. Projekt. In den 
Haushalt 2016 werden dafür ? € eingestellt. 

für 

10 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der Stadtrat billigt das heute vorgestellte Konzept für das o.g. Projekt. In den 
Haushalt 2016 werden dafür 30.000,-- € (entspricht 10 Bäumen) eingestellt. 

für 

29 
gegen 

2 Beschluss: 

Der Stadtrat billigt das heute vorgestellte Konzept für das o.g. Projekt. In den 
Haushalt 2016 werden dafür 30.000,-- € (entspricht 10 Bäumen) eingestellt. 

5. Erweiterung und Änderung des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ im 
Bereich des Grundstückes Flur-Nr. 1163/12, Gemarkung Traunreut, 
zwischen Hofer Straße 11 und Wertstoffhof; 
Behandlung der Anregungen – Satzungsbeschluss 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen gegen die 
Planung vorgebracht: 
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- Vermessungsamt Traunstein 
Schreiben vom 10.06.2015 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben ihr Einverständnis mit der Pla-
nung mitgeteilt und dazu noch Hinweise abgegeben: 

- Stadtwerke Traunreut 
Schreiben vom 15.06.2015 

„Zum o. g. Bebauungsplan nehmen wir nochmals wie folgt Stellung: 

Niederschlagswasserentsorgung: 
Laut städtischer Entwässerungssatzung besteht gemäß § 4, Abs. 5, für den 
Grundstückseigentümer kein Benutzungsrecht, soweit eine Versickerung von 
Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Gerade im Hinblick auf die 
Zunahme und die gestiegene Intensität von lokalen Starkregenereignissen ist
das zentrale Kanalnetz vor hydraulischer Überlastung zu schützen. 

Der Grundstückseigentümer muss sich intensiv darum bemühen durch geeignete 
bauliche Anlagen, z. B. Grünflächenmodellierung, Sickerschächte oder Rigolen, 
Niederschlagswasser auf dem Baugrundstück zu versickern. Die Stadtwerke 
Traunreut stehen dem Bauwerber gerne beratend zur Seite.“ 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Eine Abstimmung mit den Stadtwerken bezüglich der Regenwasserversickerung 
hat bereits stattgefunden. Es werden Rigolen zur Niederschlagswasserversicke-
rung eingeplant. Die Entwässerungssatzung der Stadt Traunreut hat auch für 
diesen Bebauungsplan ihre Gültigkeit. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Eine Abstimmung mit den Stadtwerken bezüglich der Regenwasserversickerung 
hat bereits stattgefunden. Es werden Rigolen zur Niederschlagswasserversicke-
rung eingeplant. Die Entwässerungssatzung der Stadt Traunreut hat auch für 
diesen Bebauungsplan ihre Gültigkeit. 

für 

30 
gegen 

1 Beschluss: 

Eine Abstimmung mit den Stadtwerken bezüglich der Regenwasserversickerung 
hat bereits stattgefunden. Es werden Rigolen zur Niederschlagswasserversicke-
rung eingeplant. Die Entwässerungssatzung der Stadt Traunreut hat auch für 
diesen Bebauungsplan ihre Gültigkeit. 
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- Regierung von Oberbayern, München 
Höhere Landesplanungsbehörde 
Schreiben vom 17.06.2015 

„Die Regierung von Oberbayern hat als höhere Landesplanungsbehörde bereits
mit Schreiben vom 15.01.2015 zur Erweiterung und Änderung des Bebauungs-
planes „Hofer Straße“ im Bereich des Grundstückes Flur-Nr. 1163/12 der Ge-
markung Traunreut, Stellung genommen. Sie steht den Erfordernissen der 
Raumordnung nicht entgegen.“ 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der zustimmende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der zustimmende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

für 

30 
gegen 

1 Beschluss: 

Der zustimmende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

- Landratsamt Traunstein, Untere Bauaufsichtsbehörde, SG 4.40 
Schreiben vom 18.06.2015 

„Grundsätzlich besteht mit der Bebauungsplanänderung Einverständnis. 

Um eine Überprüfung bzw. Überarbeitung folgender Punkte wird gebeten: 

Durch den Wegfall der Abstandsflächenregelungen (ursprünglich Nr. 10 der 
textlichen Festsetzungen), zu denen ich [Fr. Schindhelm] mich gegenüber Hr. 
Rotter auf Anfrage ausführlich geäußert hatte, ändert sich die Nummerierung der 
fortlaufenden Punkte. 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.“ 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Nummerierung entsprechend 
geändert. 
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für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Nummerierung entsprechend 
geändert. 

für 

30 
gegen 

1 Beschluss: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Nummerierung entsprechend 
geändert. 

- Bayernwerk AG, Netzcenter Freilassing 
Schreiben vom 02.07.2015 

„Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme vom 
18.12.2014. Diese behält ihre Gültigkeit weiterhin uneingeschränkt. Darüber hin-
aus bestehen keine weiteren Hinweise oder Einwände zur o. g. Bauleitplanung. 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für Rück-
fragen jederzeit gerne zur Verfügung.“ 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

für 

30 
gegen 

1 Beschluss: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

- Landratsamt Traunstein, Kommunalaufsicht, SG 2.20 
Schreiben vom 07.07.2015 

„Aus beitragsrechtlicher Sicht bestehen gegen die Erweiterung bzw. Änderung 
des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ keine Bedenken. 
Hinweisen möchten wir jedoch bzgl. der Sicherung der rechtlichen Anfahrmög-
lichkeit bei der geplanten privaten Verkehrsfläche an die Eintragung einer 
Grunddienstbarkeit.“ 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Eine telefonische Nachfrage bei der Kommunalaufsicht ergab, dass es sich hier-
bei nur um einen Hinweis handelt. Da es sich bei dem Baugrundstück um eine 
Flurnummer handelt und dieses gemäß Bebauungsplan an eine öffentliche Ver-
kehrsfläche angrenzt, ist die Eintragung einer Grunddienstbarkeit zum momenta-
nen Zeitpunkt nicht erforderlich. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Eine telefonische Nachfrage bei der Kommunalaufsicht ergab, dass es sich hier-
bei nur um einen Hinweis handelt. Da es sich bei dem Baugrundstück um eine 
Flurnummer handelt und dieses gemäß Bebauungsplan an eine öffentliche Ver-
kehrsfläche angrenzt, ist die Eintragung einer Grunddienstbarkeit zum momenta-
nen Zeitpunkt nicht erforderlich. 

für 

30 
gegen 

1 Beschluss: 

Eine telefonische Nachfrage bei der Kommunalaufsicht ergab, dass es sich hier-
bei nur um einen Hinweis handelt. Da es sich bei dem Baugrundstück um eine 
Flurnummer handelt und dieses gemäß Bebauungsplan an eine öffentliche Ver-
kehrsfläche angrenzt, ist die Eintragung einer Grunddienstbarkeit zum momenta-
nen Zeitpunkt nicht erforderlich. 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein 
Untere Forstbehörde 
Schreiben vom 16.07.2105 

„Zu o. g. Vorgang nimmt die Untere Forstbehörde am Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten Traunstein wie folgt Stellung: 

Die Gefahren durch umstürzende Bäume oder fallende Baumteile sind für die 
angrenzenden Grundstücke als gering einzustufen. 

Demnach gibt es gegen vorliegende Planung keine Einwände aus forstfachlicher 
Sicht. 

Mit dem Eigentümer des westlich angrenzenden Flurstückes wurde nach dessen 
Mitteilung eine Vereinbarung getroffen, einen Streifen von 25 Meter des angren-
zenden Waldes als gestuften Waldrand auszugestalten, um Gefahren durch den 
Wald zu minimieren. 
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Es wird empfohlen, diese vertragliche Vereinbarung auch dinglich zu sichern. 
Dies entbindet den Eigentümer der Waldfläche nicht von seiner Verkehrssiche-
rungspflicht nach § 823 BGB.“ 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Vereinbarung mit dem Eigentümer des westlich angrenzenden Grundstü-
ckes, einen Streifen von 25 m des angrenzenden Waldes als gestuften Waldrand 
auszugestalten, um Gefahren durch den Wald zu minimieren, wurde bereits ding-
lich gesichert. 

für 

30 
gegen 

1 Beschluss: 

Die Vereinbarung mit dem Eigentümer des westlich angrenzenden Grundstü-
ckes, einen Streifen von 25 m des angrenzenden Waldes als gestuften Waldrand 
auszugestalten, um Gefahren durch den Wald zu minimieren, wurde bereits ding-
lich gesichert. 

Stadträtin Haslwanter verlässt die Sitzung um 17:30 Uhr. 

Folgende Träger öffentlicher Belange haben Anregungen zur Planung vor-
gebracht: 

- Prof. Dr. Sören Schöbel-Rutschmann, Landschaftsarchitekt, Glonn 
Schreiben vom 23.06.2015 

Stadtrat Kneffel war während der Beratung und Abstimmung nicht im Sitzungssaal. 

„Im o. g. Bebauungsplanentwurf sind mit der Hinzunahme des Straßenraumes in 
den Geltungsbereich und der Neuordnung der Stellflächen mit Baumquartieren 
die Hinweise der vorhergehenden freiraumplanerischen Stellungnahme in Teilen 
berücksichtigt. 

Der Gehweg zwischen Hofer Straße und dem Baugrundstück ist mit einer Breite 
von nur 1,5 m jedoch kaum so gestaltbar, dass hier eine übergeordnete Fuß-
wegeverbindung von Traunreut auf den Schneckenberg ablesbar wird. Der Geh-
weg entlang der bestehenden Bebauung ist im Entwurf mit 2,5 m deutlich breiter, 
kann aber wegen der fassadennahen Führung diese Funktion nicht übernehmen. 
Es wird wiederholend dringend empfohlen, den neuen Weg entlang der Grund-
stücksgrenze promenadenartig, mit einer Mindestbreite von 2,5 bis 3 m zu ge-
stalten und hierfür einen Teil des Baugrundstücks einzubeziehen. Alternativ 
könnten drei Baumquartiere größer ausgelegt, in die Fahrbahn der Straße ver-
breitert und seitlich gepflastert werden, so dass Übergänge und ein wie bei ver-
kehrlich zu beruhigenden Straßen rhythmisierter Straßenrand entsteht. 
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Für den Wendehammer wird bereits hier empfohlen, ihn in Widmung und Gestal-
tung als ‚shared space’ mit Platzcharakter anzulegen.“ 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der geringen verkehrlichen Belastung der Hofer Straße in diesem Be-
reich sieht der Stadtrat die vorliegende Planung mit einem Rad- und Fußweg auf 
der südlichen und einem Fußweg auf der nördlichen Seite, in der jeweils vorge-
sehenen Breite, als ausreichend an. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der geringen verkehrlichen Belastung der Hofer Straße in diesem Be-
reich sieht der Stadtrat die vorliegende Planung mit einem Rad- und Fußweg auf 
der südlichen und einem Fußweg auf der nördlichen Seite, in der jeweils vorge-
sehenen Breite, als ausreichend an. 

für 

28 
gegen 

1 Beschluss: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Aufgrund der geringen verkehrlichen Belastung der Hofer Straße in diesem Be-
reich sieht der Stadtrat die vorliegende Planung mit einem Rad- und Fußweg auf 
der südlichen und einem Fußweg auf der nördlichen Seite, in der jeweils vorge-
sehenen Breite, als ausreichend an. 

- Prof. Anne Beer, Architektur, Städtebau, München 
Schreiben vom 10.07.2015 

Stadtrat Kneffel war während der Beratung und Abstimmung nicht im Sitzungssaal. 

„Hiermit nehmen wir Stellung zu o.g. Bebauungsplan und tragen folgend unsere 
Empfehlungen vor. 

Grundlagen: 
Bebauungsplanentwurf „Hofer Straße“ vom 11.02.2015 (Lageplan im Maßstab 1 : 
1000, Schnitte im Maßstab 1 : 500) 
Zugeordnete textliche Begründung zum Bebauungsplan „Hofer Straße“ 

Architektur: 
Um den mit den Stellungnahmen angesprochenen Charakter eines tatsächlich 
allseitig räumlich abgesetzten Staffelgeschosses zu gewährleisten, wird empfoh-
len, das auf den III- und IV-geschossigen Baukörpern aufbauende Staffelge-
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schoß allseitig zurückzusetzen und maximal im Bereich der Treppenkerne an die 
Nordfassaden anzubinden. (vgl. den ursprünglich 
vorgelegten Erstentwurf Brüderl II+D und III+D mit allseitig zurückgesetztem DG.) 

Wir empfehlen, den Versatz der obersten Staffelgeschosse maßlich zu bezeich-
nen 
(z. B. 2,5 m), desgleichen die Wandhöhen der III- und IV-geschossigen Baukör-
per, auf denen das Staffelgeschoß aufbaut und separat die Wandhöhen der Staf-
felgeschosse. 

Des weiteren empfehlen wir im Hinblick auf das Erscheinungsbild der insgesamt 
kubischen Baukörper die Dächer der Staffelgeschosse als begrünte Flachdächer 
auszubilden. 

Freianlagen: 
Wir weisen nochmals daraufhin, dass Organisation der verkehrlichen Erschlie-
ßung und Anordnung der oberirdischen Stellplätze, bzw. Carports der Etablie-
rung eines qualitativ guten Wohnumfeldes widersprechen. 

Der große Anteil an versiegelten Flächen und die direkte Zuordnung der Stell-
plätze auf Wohnungsniveau (ohne Hochparterre) direkt an der Nordfassade der 
Gebäude erzeugen keine adäquate Vor-Zone für die Eingangsbereiche der Ge-
bäude. Außerdem orientiert sich dadurch ein Großteil der Wohnungen auf par-
kende Autos. 

Die Positionierung eines Kinderspielplatzes „hinter“ den Carportanlagen in laut 
Schnittzeichnung stark gefälligem Terrain erscheint in der vorgeschlagenen An-
ordnung nicht angemessen. Der Spielbereich sollte in jedem Fall ausreichend 
Grünflächen zu Verfügung gestellt bekommen und mit baumüberstandenen Flä-
chen einen attraktiven, von den Wohnungen aus gut einsichtigen Ort formulieren. 

Es wird empfohlen, auf Basis eines konkreten Nachweises der in der Tiefgarage 
zu errichtenden Stellplätze die dann zu errichtenden oberirdischen Besucher-
stellplätze im tatsächlichen Umfang zu ermitteln und konkret nachzuweisen. 
Die Empfehlungen bezüglich des im Süden angrenzenden Straßenraumes der 
Hofer Straße wurden mit Herrn Kollegen Schöbel abgestimmt und liegen Ihnen in 
einer separaten Stellungnahme vor. 

Festsetzungen durch Text: 
In den auf dem Plan zugeordneten Festsetzungen durch Text empfehlen wir, fol-
gende Punkte zu ändern: 

1.3 „bei den festgesetzten/festgelegten Höhen darf um max. +/- 25 cm abgewi-
chen werden“ > dieser Passus ist zu streichen; 

2.1 „Im Geltungsbereich sind Pult- und Flachdächer zulässig...“ 
> im Geltungsbereich sind Flachdächer zulässig; die Flachdächer der Staffelge-
schosse sind zu begrünen; 
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2.2 „...als Material für Bedachungen sind Ziegel und Blech zugelassen...“ 
> Im Rahmen der in der Schnittskizze dargestellten Profile ist dies nicht zielfüh-
rend, daher: Flachdächer/begrünt; 

3.1 „...Stellplätze sind auch außerhalb dieser Flächen zulässig“ 
> dieser Passus ist zu streichen; 

3.3 „Es sind mindestens 30 TG-Stellplätze zu errichten“ 
> die Zahl ist bezogen auf Anzahl der Wohneinheiten zu ermitteln; diese Berech-
nung sollte zugeordnet nachvollziehbar werden; 

8.5 „Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu einem Abstand von 5 m um 
die Gebäude ...zulässig“ 
> Passus ist in dieser Allgemeingültigkeit streichen; 
> grundsätzlich ist terrainnah zu modellieren; Abgrabungen sind im Bebauungs-
plan einzutragen; 

9.1 Passus ist zu streichen 
> es gilt die BayBO; 

Textliche Begründung: 

S.2/5.Grundzüge der Planung 
„...Mehrfamilienhäusern mit 4 bzw. 5 Vollgeschossen geplant...“ 
> ersetzen durch: ...mit 3 bzw. 4 Vollgeschossen und zurückgesetzten Staffelge-
schossen geplant...“ 

S.2/6. 
„...ist geplant, 30 TG-Stellplätze zu errichten...“ 
> ersetzen durch Präzisierung der Berechnung und konkreten Nachweis der 
oberirdisch dann noch angeordneten Stellplätze nach flächensparendem Prinzip; 

S.3/10. 
> wir empfehlen, die Abstandsflächenregelung der BayBO nicht auszusetzen; 

S.3/11. 
> generell ist im Zusammenhang mit den umfangreichen Hinweisen auf die ein-
wirkenden Lärmimmissionen unverständlich, warum auf der Nordseite der Ge-
bäude weitere/zusätzliche Lärmquellen über umfangreiche Erschlie-
ßung/Befahrung im vorgelegten Planstand angestrebt werden; 
Eine Verbesserung der Situation im Zusammenhang mit dem zu konkretisieren-
den Stellplatznachweis und entsprechender Konzeption einer entsprechend gro-
ßen Tiefgarage erscheint zielführend. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.“ 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die zahlreichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Nach der vorgezogenen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (erste Ausle-
gung) wurde der Bebauungsplanentwurf unter Berücksichtigung der eingegan-
genen Stellungnahmen gebilligt. Die beschlossenen Änderungen wurden in den 
neuen Entwurf eingearbeitet. 
Die überwiegende Anzahl der jetzt eingegangenen Hinweise bezieht sich auf 
Regelungen und Festsetzungen, welche bereits in der ersten Auslegung enthal-
ten waren (Systemschnitt mit Staffelgeschoss, Flach- bzw. Pultdach, Freianlagen 
und Stellplätze, Höhenlage, Aufschüttungen und Baugrenzenüberschreitungen). 
Die Forderung mit 30 Tiefgaragenstellplätzen beruht auf einem Beschluss des 
Stadtrats vom 18.11.2014. 
Hinsichtlich der Straßenraumgestaltung wird auf den Beschluss zur Stellung-
nahme von Herrn Prof. Dr. Schöbel-Rutschmann verwiesen. 
Hinsichtlich des Kinderspielplatzes ist der ursprüngliche Standort (erste Ausle-
gung) mit einer Mindestgröße von 200 m² beizubehalten. 
Nach dem Billigungsbeschluss wurde vom Antragsteller die Eingabeplanung in 
Abstimmung mit dem Stadtbauamt fertiggestellt und inzwischen bei der Stadt 
Traunreut im Rahmen des Freistellungsverfahrens eingereicht. Außer dem 
Standort für den Spielplatz können die übrigen Hinweise daher nicht mehr be-
rücksichtigt werden. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Die zahlreichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Nach der vorgezogenen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (erste Ausle-
gung) wurde der Bebauungsplanentwurf unter Berücksichtigung der eingegan-
genen Stellungnahmen gebilligt. Die beschlossenen Änderungen wurden in den 
neuen Entwurf eingearbeitet. 
Die überwiegende Anzahl der jetzt eingegangenen Hinweise bezieht sich auf 
Regelungen und Festsetzungen, welche bereits in der ersten Auslegung enthal-
ten waren (Systemschnitt mit Staffelgeschoss, Flach- bzw. Pultdach, Freianlagen 
und Stellplätze, Höhenlage, Aufschüttungen und Baugrenzenüberschreitungen). 
Die Forderung mit 30 Tiefgaragenstellplätzen beruht auf einem Beschluss des 
Stadtrats vom 18.11.2014. 
Hinsichtlich der Straßenraumgestaltung wird auf den Beschluss zur Stellung-
nahme von Herrn Prof. Dr. Schöbel-Rutschmann verwiesen. 
Hinsichtlich des Kinderspielplatzes ist der ursprüngliche Standort (erste Ausle-
gung) mit einer Mindestgröße von 200 m² beizubehalten. 
Nach dem Billigungsbeschluss wurde vom Antragsteller die Eingabeplanung in 
Abstimmung mit dem Stadtbauamt fertiggestellt und inzwischen bei der Stadt 
Traunreut im Rahmen des Freistellungsverfahrens eingereicht. Außer dem 
Standort für den Spielplatz können die übrigen Hinweise daher nicht mehr be-
rücksichtigt werden. 
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Inzwischen konnte in der Frage des Standorts für den Kinderspielplatz Einver-
nehmen mit dem Investor erzielt werden. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung (neu): 
Die zahlreichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Nach der vorgezogenen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (erste Ausle-
gung) wurde der Bebauungsplanentwurf unter Berücksichtigung der eingegan-
genen Stellungnahmen gebilligt. Die beschlossenen Änderungen wurden in den 
neuen Entwurf eingearbeitet. 
Die überwiegende Anzahl der jetzt eingegangenen Hinweise bezieht sich auf 
Regelungen und Festsetzungen, welche bereits in der ersten Auslegung enthal-
ten waren (Systemschnitt mit Staffelgeschoss, Flach- bzw. Pultdach, Freianlagen 
und Stellplätze, Höhenlage, Aufschüttungen und Baugrenzenüberschreitungen). 
Die Forderung mit 30 Tiefgaragenstellplätzen beruht auf einem Beschluss des 
Stadtrats vom 18.11.2014. 
Hinsichtlich der Straßenraumgestaltung wird auf den Beschluss zur Stellung-
nahme von Herrn Prof. Dr. Schöbel-Rutschmann verwiesen. 
Für den Kinderspielplatz ist eine Mindestgröße von 200 m² beizubehalten. 
Nach dem Billigungsbeschluss wurde vom Antragsteller die Eingabeplanung in 
Abstimmung mit dem Stadtbauamt fertiggestellt und inzwischen bei der Stadt 
Traunreut im Rahmen des Freistellungsverfahrens eingereicht. Die übrigen Hin-
weise können daher nicht mehr berücksichtigt werden. 

für 

28 
gegen 

1 Beschluss: 

Die zahlreichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Nach der vorgezogenen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung (erste Ausle-
gung) wurde der Bebauungsplanentwurf unter Berücksichtigung der eingegan-
genen Stellungnahmen gebilligt. Die beschlossenen Änderungen wurden in den 
neuen Entwurf eingearbeitet. 
Die überwiegende Anzahl der jetzt eingegangenen Hinweise bezieht sich auf 
Regelungen und Festsetzungen, welche bereits in der ersten Auslegung enthal-
ten waren (Systemschnitt mit Staffelgeschoss, Flach- bzw. Pultdach, Freianlagen 
und Stellplätze, Höhenlage, Aufschüttungen und Baugrenzenüberschreitungen). 
Die Forderung mit 30 Tiefgaragenstellplätzen beruht auf einem Beschluss des 
Stadtrats vom 18.11.2014. 
Hinsichtlich der Straßenraumgestaltung wird auf den Beschluss zur Stellung-
nahme von Herrn Prof. Dr. Schöbel-Rutschmann verwiesen. 
Für den Kinderspielplatz ist eine Mindestgröße von 200 m² beizubehalten. 
Nach dem Billigungsbeschluss wurde vom Antragsteller die Eingabeplanung in 
Abstimmung mit dem Stadtbauamt fertiggestellt und inzwischen bei der Stadt 
Traunreut im Rahmen des Freistellungsverfahrens eingereicht. Die übrigen Hin-
weise können daher nicht mehr berücksichtigt werden. 
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- Landratsamt Traunstein, Untere Immissionsschutzbehörde, SG 4.41 
Schreiben vom 17.06.2015 (Eingang Stadt Traunreut: 15.07.2015) 

Stadtrat Schroll war während der Beratung und Sitzung nicht im Sitzungssaal. 

„Nach dem IMS IIB5-4641-002/10 - Lärmschutz in der Bauleitplanung - vom 
25.07.2015 [Datum korrekt: 25.07.21014] sind für eine sachgerechte Abwägung 
alle relevanten Belange zu ermitteln und in die Begründung aufzunehmen. 

Nach den vorliegenden Unterlagen kann derzeit noch nicht abschließend geprüft 
werden, ob diese für eine sachgerechte Abwägung der Gemeinde ausreichend 
sind, und in wie fern Rechtsvorschriften verletzt werden. 

Geplant ist die Erweiterung des Bebauungsplanes „Hoferstraße“ nach Norden. 
Das zu beurteilende Plangebiet wird als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. 
Unmittelbar nördlich angrenzend befinden sich ausgewiesene Misch- und Ge-
werbegebiete. 

Für die Erweiterung des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ um die Flur-Nr. 
1163/12 wurde eine schalltechnische Prognose durch das IB S&P, Bericht 
4163/B3/mec vom 20.05.2015 erstellt. Die Prognose kommt zu dem Ergebnis, 
dass durch die nördlich angrenzenden Gewerbe- und Mischgebiete die Immissi-
onswerte der der TA Lärm für allgemeine Wohngebiete an den neu ausgewiese-
nen Wohngebäuden um bis zu 4 dB(A) überschritten werden. 

Maßgeblich für die Überschreitung ist nach Anhang D der Prognose die unmittel-
bar an das Plangebiet angrenzende Mischgebietsfläche des Bebauungsplanes
„Porschestraße“. Die Fläche wurde im Rahmen der 3. Änderung des Bebau-
ungsplanes „Porschestraße“ im Jahr 2013 von einem eingeschränkten Gewerbe-
gebiet in ein Mischgebiet umgewandelt. Die festgesetzten flächenbezogenen 
Schallleistungspegel gelten im Mischgebiet jedoch weiterhin fort. 

Der Gutachter hält es im vorliegenden Fall für angemessen, die Zumutbarkeits-
schwelle durch eine Zwischenwertbildung nach 6.7 der TA Lärm zu verringern. 
Hierfür müssen jedoch gewichtige städtebauliche Gründe vorliegen. Je weiter die 
Immissionsrichtwerte überschritten werden, desto gewichtiger müssen diese 
städtebaulichen Gründe sein. Die baulichen und technischen Möglichkeiten zur 
Lärmminderungen müssen ausgeschöpft werden. 

In die Abwägung sind daher u. a. noch die nachfolgenden Punkte zu ermitteln 
und einzustellen: 

1. Für die Anwendung der Gemengelageregelung nach Ziffer 6.7 der TA Lärm 
wird die Einhaltung des Standes der Lärmminderungstechnik bei den genehmig-
ten Gewerbebetrieben vorausgesetzt. 

2. Bauliche und technische Möglichkeiten wie: 
- räumliche Trennung, z. B. Abrücken der Wohnnutzung 
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- Maßnahmen auf dem Ausbreitungsweg, wie Lärmschutzwände (Schutz des 
Außenwohnbereiches) 
- strenge Grundrissorientierung 
- Festsetzung nicht öffenbarer Fenster mit künstlicher Belüftung 
- Festsetzung hinterlüfteter Fenster (Prallscheiben) 

3. Reduzierung von (zulässigen) Emissionskontingenten der benachbarten 
Mischgebiets- und/oder Gewerbegebietsflächen“ 

Schreiben Steger & Partner GmbH Lärmschutzberatung, Dipl.-Ing. Jens 
Hunecke, München, vom 21.07.2015 an BF Projekt GmbH, Hr. Georg Brüderl 
jun. 

„Mit E-Mail vom 15.07.2015 übersandten Sie [Hr. Brüderl] uns die Stellungnahme 
des Landratsamtes Traunstein zum oben genannten Bebauungsplan im Verfah-
ren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB vom 17.06.2015. 

Die Stellungnahme bezieht sich dabei insbesondere auf unsere schalltechnische 
Untersuchung 4163/B3/mec vom 20.05.2015. 

Hinsichtlich der Definition der Zumutbarkeitsschwelle für die geplante Wohnbe-
bauung unter Zugrundelegung einer Zwischenwertbildung nach Ziffer 6.7 der TA 
Lärm gibt die Behörde verschiedene Punkte an, die aus ihrer Sicht zu ermitteln 
und in die Abwägung einzustellen sind. 

Zur Behandlung dieser Stellungnahme im Rahmen der Gesamtabwägung 
empfehlen wir folgenden Beschlussvorschlag für den Stadtrat: 

Die Anmerkungen des Landratsamtes Traunstein aus der Stellungnahme vom 
17.06.2015 werden zur Kenntnis genommen. 

zu Ziffer 1: Stand der Lärmminderungstechnik 

Die Behörde führt korrekt aus, daß für eine Anwendung der Gemengelagenrege-
lung nach Ziffer 6.7 grundsätzlich die Einhaltung des Standes der Lärmminde-
rungstechnik bei den genehmigten Gewerbebetrieben vorauszusetzen ist. 

Vorliegend können jedoch zur Beurteilung der auf das Planungsgebiet ein-
wirkenden Geräuschimmissionen aus Anlagen nach TA Lärm nicht die bereits 
bestehenden und/oder genehmigten Anlagen allein herangezogen werden. Viel-
mehr ist für den Bereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Porschestraße" 
ein Geräuschemissionskontingent in Form immissionswirksamer flächenbezoge-
ner Schallleistungspegel im Bebauungsplan festgesetzt. 
Unabhängig vom derzeitigen Genehmigungsstand vorhandener Betriebe können 
zukünftig anzusiedelnde Betriebe für sich das Recht in Anspruch nehmen, die im 
Bebauungsplan „Porschestraße" festgesetzten Emissionskontingente auszu-
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schöpfen. Insofern muß bei der Prognose und Beurteilung der auf das Planungs-
gebiet des Bebauungsplanes "Hofer Straße" einwirkenden Geräuschimmissionen 
auf die in den angrenzenden Bebauungsplänen festgesetzten maximal zulässi-
gen Geräuschemissionskontingente abgestellt werden. 
Vor diesem Hintergrund kann daher die Prüfung der Einhaltung des Standes der 
Lärmminderungstechnik bei bestehenden Betrieben im Umfeld nicht Gegenstand 
der Bauleitplanung sein. 

Eine Anpassung der schalltechnischen Berechnungen und/oder der Beurtei-
lungssystematik ist daher diesbezüglich nicht veranlaßt. 

zu Ziffer 2: Bauliche und technische Möglichkeiten 

Hier gibt die Behörde insgesamt fünf prinzipielle Möglichkeiten zur Minderung ei-
nes Lärmkonfliktes vor, die aus ihrer Sicht vor der Anpassung der Zumutbar-
keitsschwelle nach Ziffer 6.7 TA Lärm zu prüfen sind. Diese Punkte wurden 
selbstverständlich im Rahmen des bisherigen Bebauungsplanverfahrens auch 
berücksichtigt. Zur nochmaligen Dokumentation des Abwägungsprozesses wird 
nachfolgend zu diesen einzelnen Punkten erneut Stellung genommen. 

 Räumliche Trennung, z. B. Abrücken der Wohnnutzung 

Der Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplanes „Hofer Straße" ist 
langgestreckt in Ost-West-Richtung. Die Nord-Süd-Ausdehnung beträgt dagegen 
lediglich etwa 50 m an der breitesten Stelle. 

Innerhalb des Geltungsbereiches kann daher die Wohnbebauung nicht weit ge-
nug von den bestehenden gewerblich genutzten Flächen abrücken, um einen 
schalltechnischen Konflikt unter Anwendung des Immissionsrichtwertes für all-
gemeine Wohngebiete zu vermeiden. 

 Maßnahmen auf dem Ausbreitungsweg, wie Lärmschutzwände 
(Schutz des Außenwohnbereiches) 

Die geplante Wohnbebauung wird über drei bzw. vier Vollgeschosse mit aufge-
setztem Dachgeschoß verfügen. Lärmschutzwände in einer städtebaulich ver-
träglichen Größenordnung sind nicht in der Lage, die Obergeschosse vor den 
einwirkenden Geräuschimmissionen aus Anlagen nach TA Lärm zu schützen. 

Es wurde daher bewußt eine Anordnung der Gebäude in Ost-West-Richtung ge-
wählt, wobei auf der Nordseite der Gebäude (zum Gewerbegebiet bzw. Mischge-
biet hin) keine Außenwohnbereiche, sondern nur Erschließungsflächen und Pkw-
Abstellflächen angeordnet werden. 

Durch die Anordnung der Gebäude wird im Süden des Planungsgebietes, wo die 
eigentlichen Außenwohnbereiche in Form von Gärten und Terrassen angeordnet 
werden, ein von den gewerblichen Geräuschimmissionen abgewandter geschütz-
ter Bereich geschaffen. Insofern stellt die bewußte Anordnung der Gebäude in 
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der vorliegenden Form eine aktive Schallschutzmaßnahme auf dem Ausbrei-
tungsweg in Bezug auf die schutzbedürftigen Außenwohnbereiche südlich der 
Gebäude dar. 

 Strenge Grundrißorientierung 
Bei der Planung der Gebäude wurde gemäß den vorliegenden Grundrissen da-
rauf geachtet, soweit möglich keine Fenster von Aufenthaltsräumen in der der 
gewerblichen Nutzung zugewandten Nordfassade anzuordnen. Speziell bei 
Wohnungen in den Eckbereichen der Gebäude ist dies jedoch nicht durchgehend 
möglich. 

Es wurde jedoch versucht, die Anzahl dieser Fenster von schutzbedürftigen 
Räumen nach DIN 4109 im Bereich der Nordfassade gering zu halten und die 
Wohnungen grundsätzlich zur lärmabgewandten Südseite hin zu orientieren. 

- Festsetzung nicht öffenbarer Fenster mit künstlicher Belüftung 

Im Gegensatz zu auf Wohngebäude einwirkenden Verkehrsgeräuschen kann bei 
einwirkenden Geräuschen aus Anlagen nach TA Lärm nicht ausschließlich auf 
baulichen Schallschutz beispielsweise mit der Festsetzung nicht öffenbarer Fens-
ter und künstlicher Belüftung zurückgegriffen werden. Nach Bayerischer Bauord-
nung muß jeder Aufenthaltsraum eines Gebäudes über ein Fenster verfügen. Ob 
ein nicht öffenbares Fenster im Zusammenwirken mit einer künstlichen Belüf-
tungseinrichtung im rechtlichen Sinne ein solches Fenster darstellt, ist zumindest 
unsicher. Insofern kann bei der Abwägung einwirkender Geräuschimmissionen 
aus Anlagen nach TA Lärm nicht ausschließlich auf eine Festsetzung nicht öf-
fenbarer Fenster mit künstlicher Belüftung zurückgegriffen werden. 

- Festsetzung hinterlüfteter Fenster (Prallscheiben) 

Auch die Festsetzung so genannter Prallscheiben zur Geräuschreduktion am 
dahinterliegenden Fenster eines Aufenthaltsraumes ist aus rechtlicher Sicht 
problematisch. Gemäß Ziffer A.1.3 der TA Lärm befindet sich der maßgebliche 
Immissionsort 0,5 m vor der Mitte des geöffneten Fensters eines schutzbedürfti-
gen Raumes nach DIN 4109. So genannte Prallscheiben werden in der Regel 
deutlich näher am Fenster angeordnet, so daß der in der TA Lärm definierte Im-
missionsort wiederum außerhalb der Prallscheibe zu liegen kommt und an ihm 
somit die unverminderten Geräuschimmissionen aus Anlagen nach TA Lärm 
einwirken. 

In Frage kämen allenfalls wintergartenartige Vorbauten mit einer Tiefe von mehr 
als 0,5 m, die selbst wiederum nicht als Aufenthaltsräume nutzbar sein dürfen. 
Eine Anordnung solcher Wintergärten auf der Nordseite der Gebäude scheidet 
jedoch aus architektonischen Gründen aus. 

Insgesamt sind daher die von der Behörde angeführten baulichen und techni-
schen Maßnahmen nicht in der Lage, den schalltechnischen Konflikt ohne Zwi-
schenwertbildung nach Ziffer 6.7 TA Lärm zu bewältigen. 
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Eine Anpassung der Planung ist dahingehend somit nicht veranlaßt. 

zu Ziffer 3: Reduzierung von Emissionskontingenten 

Die Behörde regt an, auf den benachbarten Flächen (insbesondere wohl auf der
aus schalltechnischer Sicht maßgeblichen Fläche der 3. Änderung des Bebau-
ungsplanes „Porschestraße") die dort festgesetzten Emissionskontingente zu 
verringern. 

Diese Flächen befinden sich jedoch außerhalb des Geltungsbereiches der 7. Än-
derung des Bebauungsplanes "Hofer Straße", so daß im Rahmen des gegen-
ständlichen Bauleitplanverfahrens in diese Kontingente nicht eingegriffen werden
kann. Es wäre somit ein separates Bauleitplanverfahren zur Änderung der Kon-
tingente erforderlich. 
Unabhängig hiervon können jedoch diese Kontingente nicht verringert werden, 
da hierdurch in Rechte Dritter eingegriffen wird. Die Wertigkeit der genannten 
Flächen würde durch die Absenkung der Emissionskontingente reduziert, was 
wiederum einen Abwehranspruch begründen kann. 

Eine Reduzierung der zulässigen Geräuschemissionskontingente in den be-
nachbarten Flächen scheidet daher vorliegend ebenfalls aus. 

Eine Änderung der schalltechnischen Beurteilung sowie der Planung zur 7. Än-
derung des Bebauungsplans 'Hofer Straße" ist somit auch diesbezüglich nicht 
veranlaßt. 

Für Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich auch weiterhin gerne zur Verfü-
gung.“ 

- Landratsamt Traunstein, Untere Immissionsschutzbehörde, SG 4.41 
E-Mail vom 23.07.2015 (Ergänzung der Stellungnahme) 

„Wie bereits in der Stellungnahme des Immissionsschutzes vom 17.06.15 darge-
stellt, sind für die Verringerung der Zumutbarkeitsschwelle (Planung einer Ge-
mengelage nach Nr. 6.7 TA Lärm) gewichtige städtebauliche Gründe notwendig. 
Weiterhin sind die baulichen und technischen Möglichkeiten zur Lärmminderung 
auszuschöpfen. Für die Abwägung der Stadt Traunreut waren die Aussagen in 
den vorgelegten Unterlagen aus fachlicher Sicht nicht vollständig. 

Diese werden nun durch die vorliegende Stellungnahme des Beratungsbüros 
S&P vom 21.07.15 zu den in der Stellungnahme vom 17.06.15 angeführten 
Stichpunkten ergänzt. 

Die Abwägung der Inhalte der Stellungnahme der S&P, z. B. Reduzierung der 
Emissionskontingente der benachbarten Mischgebietsfläche und/oder Gewerbe-
gebietsflächen, obliegt ausschließlich der Stadt Traunreut.“ 

http:17.06.15
http:21.07.15
http:17.06.15
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Nach eingehender Gesamtabwägung schließt sich der Stadtrat den gutachterli-
chen Feststellungen des Büros Steger & Partner GmbH Lärmschutzberatung, 
Dipl.-Ing. Jens Hunecke, München, an und beschließt, die Anmerkungen des 
Landratsamtes Traunstein aus der Stellungnahme vom 17.06.2015 ergänzt 
durch das o.g. Email des Landratsamtes vom 23.07.2015 zur Kenntnis zu neh-
men. 

für 

29 
gegen 

0 Beschluss: 

Nach eingehender Gesamtabwägung schließt sich der Stadtrat den gutachterli-
chen Feststellungen des Büros Steger & Partner GmbH Lärmschutzberatung, 
Dipl.-Ing. Jens Hunecke, München, an und beschließt, die Anmerkungen des 
Landratsamtes Traunstein aus der Stellungnahme vom 17.06.2015 ergänzt 
durch das o.g. Email des Landratsamtes vom 23.07.2015 zur Kenntnis zu neh-
men. 

Hinweis der Verwaltung: 
Die mit Stadtratsbeschluss vom 18.11.2014 geforderte Regelung des Naturaus-
gleichs ist im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB nicht erforderlich 
bzw. konnte hinsichtlich der Erschließung nicht erreicht werden. Der städtebauli-
che Vertrag bezüglich der Übernahme der Planungskosten liegt vor. 

Satzungsbeschluss: 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stadtrat beschließt aufgrund der §§ 9 und 10 BauGB die von brüderl Archi-
tektur, Architekten + Innenarchitekten, Trostberger Straße 13, 83301 Traunreut,
gefertigte Erweiterung und Änderung des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ im 
Bereich des Grundstückes Flur-Nr. 1163/12, Gemarkung Traunreut, zwischen 
Hofer Straße 11 und Wertstoffhof, i. d. F. v. 11.02.2015 mit der Begründung i. d.
F. v. 11.02.2015, einschließlich der in der heutigen Sitzung beschlossenen Ände-
rungen, als Satzung. 

für 

11 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der Stadtrat beschließt aufgrund der §§ 9 und 10 BauGB die von brüderl Archi-
tektur, Architekten + Innenarchitekten, Trostberger Straße 13, 83301 Traunreut,
gefertigte Erweiterung und Änderung des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ im 
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Bereich des Grundstückes Flur-Nr. 1163/12, Gemarkung Traunreut, zwischen 
Hofer Straße 11 und Wertstoffhof, i. d. F. v. 11.02.2015 mit der Begründung i. d.
F. v. 11.02.2015, einschließlich der in der heutigen Sitzung beschlossenen Ände-
rungen, als Satzung. 

für 

29 
gegen 

1 Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt aufgrund der §§ 9 und 10 BauGB die von brüderl Archi-
tektur, Architekten + Innenarchitekten, Trostberger Straße 13, 83301 Traunreut,
gefertigte Erweiterung und Änderung des Bebauungsplanes „Hofer Straße“ im 
Bereich des Grundstückes Flur-Nr. 1163/12, Gemarkung Traunreut, zwischen 
Hofer Straße 11 und Wertstoffhof, i. d. F. v. 11.02.2015 mit der Begründung i. d.
F. v. 11.02.2015, einschließlich der in der heutigen Sitzung beschlossenen Ände-
rungen, als Satzung. 

STADT TRAUNREUT 

Vorsitzender Schriftführer 

Klaus Ritter Sepp Maier 
Erster Bürgermeister Geschäftsleitender Beamter 
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V. Anlagen zu den Tagesordnungspunkten 

Anlage zu Tagesordnungspunkt 1 (Seite 534) 

S a t z u n g 
zur Änderung der Satzung über die Herstellung von Stel lplätzen und de-

ren Ablösung der Stadt Traunreut 

(Stel lplatzsatzung) 

Vom ..... 

Auf Grund des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) erlässt die 
Stadt Traunreut folgende Satzung: 

§ 1 

Änderungen 

Die Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und deren Ablösung der Stadt Traun-
reut (Stellplatzsatzung) vom 10. Juli 2015, veröffentlicht im Amtsblatt ("Traunreuter An-
zeiger") vom 21. Juli 2015 wird wie folgt geändert: 

Dem § 3 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„(11) Im Geltungsbereich der Satzung der Stadt Traunreut über die förmliche Festle-
gung des Sanierungsgebiets Stadtkern vom 20.10.2000, geändert durch Satzung vom 
30.11.2001, wird die Anzahl der notwendigen und herzustellenden Stellplätze nach Ab-
satz 1 Satz 1 (Stellplatzbedarf) bei Verkaufsstätten mit einer Verkaufsfläche von bis zu 
300 qm, sowie Schank- und Speisewirtschaften sowie Beherbergungsbetrieben, soweit 
es sich um nicht störende Betriebe handelt, um 50 v. H. bei Um- und Erweiterungsbau-
ten im Bestand reduziert. Der Geltungsbereich ergibt sich aus den Umgrenzungen im 
Lageplan, der als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist.“ 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Traunreut, den ….. 

STADT TRAUNREUT 

Klaus Ritter 
Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachungsvermerk 

Die Satzung wurde in dem für amtliche Bekanntmachungen bestimmten Teil des 
„Traunreuter Anzeiger“ vom ….. veröffentlicht. 

Traunreut, den ….. 

STADT TRAUNREUT 

Reinhard Maier 
Verwaltungsrat 



~-

M stab 
1 : 2500 

Seite 558 
Sitzungsniederschrift 
Stadtrat 23.07.2015 

Geltungsbereich des Sanierungsgebiets Stadtkern 
(Anlage zu § 3 Abs. 11 der Stellplatzsatzung der Stadt Traunreut) 

Traunreut, den ….. 

STADT TRAUNREUT 

Klaus Ritter 
Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachungsvermerk 

Die Satzung wurde in dem für amtliche Bekanntmachungen bestimmten Teil des 
„Traunreuter Anzeiger“ vom ….. veröffentlicht. 

Traunreut, den ….. 

STADT TRAUNREUT 

Reinhard Maier 
Verwaltungsrat 
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ProJ,ekttondsrichfünie für die Stadt Traunreut 

l) Ziel uml Zweck des Pro_jeltfo.nds 

Der ,offentlich-pri-..ate Proj ei(tfolld's .ziell: darauf ab , p rivates En gagemerat und prili'at e 

Ftnanzressourcen für d ie f unktiomstär1l1.mg un:cl Emwicltll.mg des Stadtzentrums d er Stadt 
Traunrel!:lt zu a l'.tMeren. Er speist sich aus Mit t eln der Städtebaufö rderunl!!, Ergenmitteln d:er 

Gemeinde sowie Prtvatmitteln mit dem Zweck, gemeinsam kileinere Projekl e .zur Aufwertllil l!! 
d er I nnenstaät umz.us-etzen_ 

Im Rahmen des ,,leben findet Innenstadt - Aktive Stadt- und Ortsteii entren~ - Projektes in 

d er Stadt ral!!lnrel!:lt sind Ma&lahmell dann als gnindsätzti:ch fördelfahi:g ar:1 21.Js e.hen, wenn. __ 
- ··- s ie in~est wen, inYeslitionsw rbereitemlen bZi\l_ - nicht invesm en ,ai.:arakter besitzen.. 

Da bei sollen folgende Zi:ele erre icht werd'.enr: 
- Positive Entwictllu ng d es, Proj eklgebietes 

- llmageförd erung und Profi lierunl!! d es Stadtk= 

- LJnt er..lÜtZl.l u nd, Fö rd erung der lokalen Ökonomie (Gastronomie, Etnzelllancle~ __ _) 

- Erflöhung d er l et:J ensgual ität i P, otektgebiet 

- Steil!!en.m l!! der Pas&a:ntenr, Kunden- und .Besucherfrequenz im Projektgebiet 

- :Förd erung der 'Kooperati.on d er prtvaten und ö ffentlichen Akteure 

- Zu Gute ko mmen für d ie Allgemeinheit, -001: nur fi.ir ,ei1mzelne Akteure 

- Sl:ei,gem ng und Verstet ( ni;i d er Ei;&enverantwo.rtu n.s und Selbstnilfo d er /!/kreu:re im 
P,mLektgebiet 

2) Räulfl)icher Gett11nJllllereich 

Der iräu mlich e Gell I:!1 sbe:reich des im vereinfachten Verfalnlren fästgeleg,ten san·erungsgebtetes 

„Sta~ kern" brlctet d as Fördergebiet d ieses Progranwna Die räurmche Abgrenzun,i;i rst d er 
Sa11[e:rungssat21ung ai entnehmen. Ein lag;eplan M - l :~ ist dem Fö rd ei;programm beigefügt_ 

Unmittelbar allgrenzend e Gebtete können fällwe'is-e 1rmiberiic!Gich t igt werd'ell!, w fem ste beim 
j ewei[J!en Projekt u tersl!iitzend der Zielerre-chung (positiv,e Entwtcl\Jl.u des Projektgebietes) 
dienen 

Met Besch luss des Stadt rats oom 22.01.2015 wurd e air Koordination der ansteihenden 
Maßnahmen u ncl 2iur Beratung d es Stadtrats im Zuge des laufenden Verfahrens im 1Buncl­

Länder-Stii.dtebaufön:lerun11Gpr,oiw-amm - Aktive Zentren die Lenk.un gs,BJUpp e eingertch et. Sie 
beglertet den Pr,ozess Ulild gewährteistet d ie Rüokkoppetung der Planungen mtt derr 

Kommuna lpolitik und den privaten Akteuren_ Dte Lenrunss,l!!ruppe en~sc.heid et üb.er d ie 
V,erwendu g: der t rttel aus dem ötfent li:ch -privaten Proje!Ufo.ncls. 1 m U bri'ge11 solle1:1 künftig alle 

Aflgelegen eiten der Sl:ädt ebauf6rderung/111nernstadtsanieru11g in d em neuen Grce.mium 

Entwurfsfassiu 
Proj ektfandsrt dltlinie u ml förderantrag 
J \lrav-e Zern:re,nN - Stadt i ,rau nreut, febrna r 1015 c ma. 
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V. Anlagen zu den Tagesordnungspunkten 

Anlage zu Tagesordnungspunkt 2 (Seite 535) 



rberatendl behandlelt werden_ Die Empfet, 111 en der l..enku gsgruppe wendlerr, danlil delilil 
zuständli,g;en Organ (Bilrg:ermeister - Ba:u-/ odler H'aul!ltau ssohl!llss - Sta dt rat zur Entsal'ileidlung 

vo rgele~ Lieg;! die• Entscheocful"l!l~~ompetenz beim Stadtrat, so a-se:lZI: d'.ie BeratunQ' und 
Emµfeti lll d er Lenk.u p;pe di e Vorlileranmg im IBfil.l•-/ Ha~ptau sschu sat 

Mit Al.!3l1al"l me d er personellen Zusamlililensetzun,Ql soll.e11 d ie für voribe@tend e Auss1cahiiisse 
geltenden ~ gebn1ge111 d er Gexhäftsord mmg für den Stadt rat illila~o;g angewe111d et werden 
~Eii lad ng; Tagesordnu11g, ederscliilrift, Öffientli:chkeit, Abstimroong etc.)_ 

Den Voraitz in der Lenlw Q;iE;Q;ru PIJ e fühn der ,erste IBü ermei ster oder sein Vertret er bzw_ 
s-eine Vertret,erin im Dazl!l kolillffiell 10 weitere stimmbereahtiQte Mttgtreder ·sowie, .Bis. 
faotilidie !Berater und M'oderato ren, alme .Stimmrec:in„ frau Prof_ 5eer u rnd IHelfif Geehardt_ Die 
Schriftfü rung wurde Herrn Verwaln111gsrat Tutsclil (olnme Stirnmrecllt) ··'bertrage111. 

Oie n iol'lt dem Stadtrat ,oa'.er Ciler Stadtve al.rulilg angehörenden stimml:ler,echtrgten Utglied'er 
der 11.JenkL.mgsgruppe Wl!lrd'en -.r,om fä.irgermeist,er sdhli ·eh als ehr•enamtlich für d1e Stad t 
tätige Personen 1gemäß Art. 19 tr GO aes~ellt.. S ie erlrraben e· e lilllfwandser;rtscllädr n,Q: 
iillllilOg der Reg,etungen für d te St adt rats:mitQ,'lieder. Sie wurden zudem s~hriftlich a1uf i re 
Verscllwie,genlne · 3Pflidht hinge·,•,"iesen. 

4) Regeln 1u- die Mittelvergalbe 

ie Lenku gs~ruw e als Verg~t:iegi;emiu ent!lc!ileiclet 1iner Maßnallmen, di e gefördert werd en 
und lbea:ehtet lhlcrbei Folgernles: 

- Anträge kö n en von Bewohnern, IBewdhnergruppen, Vereinen, 'Verbänden, Orpncsal:ionen, 
Ei11.entümern und llnit!iatruen etc_ sowie iron der Stadt Trau nr,eut gestellt lt'ioerde:n. 

- förderfahig sind I rwestitionen und investiti.oR:worbereitende um::I i11wes-titi:01i1sb · eitellilde 
Maßllalrnmern, -sofern sie zllr Stando rt.qu.a:lifi!2!ierl!ln Q: nmd st rulä:l!!lre en Vem essernng des 
Pro grammgebiets (= Stadt kern) tleitragen_ 

- Ausnahrnswei.se fördenahi;g sind E:ve ts, VeraJflst altl!l11gern l!ln:d Mfilket in Q: ,(n ic l"lt inv esl!iv); der 
Anter solll:e so 96 de:s Projektfonds nrcllt m erschreitern. 

- Ausgabenver1m,achende Aulträge sind an d'en ·wirt:sclil . · ich - nsligsten Aliil!l ieter zu 

vergehen (SiJmme Ibis 10!000 € ind. 2' An,gel:lo ,e, darimer 3 Almgel:iote}, Bei g1.e·c11wertijg:er 
IEigm.1 sollen rokale Almbieter esondere 8erfü:ilcsiclltr~1.m,g füu:len. 

- So-weil: a.l!!IS IProj ek!:-erl\l' Veranstalt1.mge11"1 Eimmahmen erzielt wer:d'.en, lranlil nur d er 
li\erblel'bende Fe'hlhiet ra.11, aus d em IProjeJ•:t fo nds fi llB.111.Ziert werden (es (fürfen keime Gein·i 
erzielt lt'i'erden)_ 

- Fö rd erfälnige Maßnalhmen känmm 1ganz oder rei eitSe aus dlem Proj ektfoods fmanzieril 
werd en; d ie Entscheidl!ln;q d'!:5 V,ergabegre · rm soll !lor Durchführung der IMaßnallme 
get roffen werden. 

- Flnanzierul'ilg des Fonds: 50 '% \1011 1!])1Watern Geldgebern ~Eig,enrurne.-, Wi rtschaft, Veretne, 
Verbäride, l:'lürger), 501 % oon !Korn 11e und' Staat zu fi anzreren; Ei iZ<Llllungen sollen 

niclilt an ,ei e. b estimmte taßnalmre gebunden sein. 

- Mit d er Uaßnanme darf ,erat nach einer Ern:ts,c:lleidun s: durch das Verphegremium 
be,i;ionlilen we~den_ 

- AuszahtunQ:en aus dem ~rojek tfümis ellfolgeri ,erat, nachdem a111srerche :d ß!rlwte Mittel 
eingezaillt -stnd. 

Entwurfsfassunll] 
Proj e;ktfondsr1idltlinie und Frörd'er.mtra,g 
,,AJrnv,e Zent ren~ - Stadt Tra1,mreut, Februar 2015- c ma. 
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niil lllpjilu,l11 
AJ!lln<II d"' la.ilfflilil~ 
~11..r du 
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Rlli!DM!illl!'i, 
v.,o..~.-h 

iillll:slllDlf'lttwr 

,..,.._l d•• 
Pt<,jlln: 

;effiium 
• G~ B~d"tlJt&id1.1i:li •d,uJ. iil ial .. r ii:11, 

,5) Mitte~ "-111.ll u l'KI Abrechrrunii 

Treu'härilder der !Mittel. u111d Verwalter des Proje 0lilds ist. die Stad't!lerwaltung Trau reut. Sie 
sorgt für ei e sc:hlri ·cile Beii'iillig1.mg der ,besdhlosstirnm Mittel S1owi:e fl!ir die Ei.n'haltu g der 
Pflidhren der Zrnverndun;gs,emp,ffinl!;l.eL Nlac:ln erfol,Q;ter BewilligJ.mg werden die Mittel dl!llrch die 
Srach: Tiraimr,aJt liladh eililem entsll)redhi:mcl dem V:erwenclun Q;S,ZWec · esliZtilege11den M od'oo m1d 
mit IKornrolle der B-elege an die AmragsteUe.r aus.gezahlt_ Nacil Absdhluss der Mailnahme ist 
der Sta.ch: Traunreut ein Nachwe.is fuJ"berr d te Verwench1 der Min-et aus dem Projefctfonds 
v-0rz11le:ge111, wobei sämtlicile Einz,elpos.tticmen der l:leant@Q,telil Minel 111arllg.ewlesen 1n-erden 
müssen. Zur Do}mmefltation der faßnahme, der Al :tiliit ät bzw. d:es ProjeloJtes sind der 
AtiJredhmmg ein Er1ge nisbericiht l!llnd der Nachweis der Öttentliookeitsmbeit (Presselnfo:rmatio1n 
et c.) l!lei2ufügefil Bei der Umsetzu ng: der Maßlilatuneri i& in gee( eterr Weiise auf di:e 
Forderung ,im Rahmen des Städl eltlä11'fördef(11ro. amrns "Aktive St adt- und Ortsteilzem:ren" 

unter Verwen du ~ d.es Logos "!Leben findet 1 nenstaclt"' illnzl!IWei:sen. Auf die Forderung dem 
Gru nde nach besteflt lke· Redht3.an~rudh. 

6}· Zeitlioller Geltun;pooreich 

Diese Let · ie Iist gekoppe aJlil das Städl eba.11ror;denmgspro,gramm ,,Akti'll,e S.tadt- 11nd 
Ortsteilzentrel'il-_ Die zeitlidi1e Geltungsdauer ridhtet sich del'Tlliil.ad i nach der tlleiteren 
Pro,grammrugehörig;kei:t der Stadt Traunreut Die Lenkungsgrup;pe sowie der Stadtrat der Stadt 
Tiraurnre11.1t liilaben die·ser F<irrlerleitlinre mit Besch'lr!lss vom ·(.:,.;,-. :,;xxx zugestimmt_ 

Entwurfst asru 11g 

IP.rojektfomlsr,idl inie und Förc!eraliltrag 
J lktive Zenliren" - Stadt l raumeut, fielbrua r 2015 

c ma. 
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,,Aldiive Ze ntrert -Projektfomkantrag für die Stadt Traunreut 

Projekttitel. 

Projektträger bzw_ 
Prnjektantraesteller 

Kontoverbindung des 
Projektträgers 

ProjeM'daue,r 
{gepiar,tw BeKiiY! !lind '>' &.l 
Abschllll&&i) 

Kur:re Prqjektbesc:hreibung 

Projektziele u:nd Nutzen 
der Maßfilahmen für die 
Innenstadt 

Einzelne Schritte und 
Maßnahmen 

Enr.vurfsfasS'IJ r1 

Pmj eik:tfondSI"ichtlinie und F@roer.mt1ag 
~Aktive Zentren~ - Stadil: fö,iu n:reut, Felil:rua r 20Bi 

c ma. 
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TRAUNREUT 

Gesamtkosten des 
Projekti:s 

Fiili'laniierung der privaten 
M'ittel 
(SO% der ?Fqah eGei;;amtlostsn) 

Kostenaufstellung bzw_ 

Schätzung der 
Ei nz:e'lposit!i onen 

Dr-ei Vel"gl.eichsarmebote l} 

2} 

3) 

Anh,;111g:: ggf e rläiu:te rnde 9 k!izzen, J llus1Drati onen, Detailpläne 

Dar.turn U11tersdhr irft: 

Bei Fragen zum Förderprogramm ,,.A!kl:ive Zent ren" sowi,e dem Proje,ldfonds 
unt:erntili:ze.n wir Sie gem el 

Stadt. Tra.unr,elllt Proje'k."l!managem ent ,,Aktive Zentren~ 

CIMA Beratun,g Management GmbH 
Aah im Gebhardt 
Rrienner Straße 45 
801333 Mün ch en 
Telelionc 0174-3391goo 
E- !'ai 1: a chimgellhardt@oirna.de 

Entwurfsfaswngj 
Projektl'ondS!fidl i111ie uoo Förderantrag: 
J\k füre .Zentren~ -· Stad!I: Tiraunrieut, liesbrua r 20 15 

c ma. 
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